— 237 — 


Amts - Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 34. Marienwerder, den 20. Auguſt 1884. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Krankheit mit einer im Kriege von 1870/71 
der Central⸗Behörden. erlittenen inneren Dienſtbeſchädigung zu begründen 
, nntm vermögen, , d 
Goen die geg d e ER 71 erlittene e n dem Kaiſer und Könige befürwortend 
innere Dienſtbeſchädigung invalide gewordenen, aus vorgelch deen. san, Aë 
dem aktiven Militärdienſt ausgefchiedenen Unteroffisiere| „ d Wein ee SO bie e m 
und Mannſchaften, denen ein Recht zur Geltendmachung Kommandos durch Te pr ENT S 
eines Verſorgungs⸗Anſpruchs nach den geſetzlichen Be⸗ nen die Geſuchſteller militärärztlich unterſuchen laſſen 
ſtimmrungen nicht zur Seite fett. und vorher Zeit und Ort der Unterſuchung bekannt 
Nachſtehender Alerhöchſter Erlaß Seiner Majeſtat NAHEN. St E E e Do Nr 
des Kaiſers und Königs: erartige Geſuche fo frühzeitig bei den Bezirks⸗Kom⸗ 
Um denjenigen Theilnehmern an dem Kriege mandos beziehungsweise Bezirks ⸗Feldwebeln anzumelden, 
von 1870/71, welche in Folge erlittener innerer daß die Ee be bei dem Erſaßgeſchäft vor⸗ 
5 SCH 8 j genommen werden kann. | . 
fact eder gehen ano Ke ag k Geſuche, denen es erſichtlich an jeder thatſächlichen 
Geltendmachung von Verſorgungsanſprüchen nicht e CHE in der Inſtanz der 
berechtigt ſind, durch Gnadenbewilligungen zu su Be PRT 5 ust 1884 
Hülfe zu kommen, beſtimme Ich, daß die Unter⸗ EL Krie 8⸗Miniſterium unn 21 
ſtützungsgeſuche der bezeichneten Invaliden einer In EI drem ` Di ; 
wohlwollenden Prüfung unterzogen und mir zur OW 
EE m SA Dispoſitionsfonds ) 
bei der Reichshauptkaſſe unterbreitet werden, ſofern A | BAR 
Thatſachen nachgewieſen find, welche die Ober, en 5 Zinsſcheine Fa SC II. 
zeugung von dem urſächlichen Zuſammenhang der Rei Lag N 15 en ee ‚Abbe 1 805 
Krankheiten mit der im Kriege erlittenen Dienſt⸗ dir men Ke E ZS * de 880. 
beſchädigung zu begründen vermögen. Deu den ai 1 dog e 
Sie haben hiernach das Weitere zu ver⸗ eutſchen Reichsanleihe um für die vier Jahre 
anlaſſen vom 1. Oktober 1884 bis 30. September 1888 nebſt 
d Anweiſungen zur Abhebung der Reihe III. werden von 


Bekanntmachung 


Bad Golz, Wilhelm Juli 1884. der Königlich Preußiſchen Kontrolle der Staatspapiere 
= ei on Biem Ert hierſelbſt, Oranienſtraße 92 unten rechts, vom 1. Sep⸗ 
An den Reichskan ler ? tember d. J. ab Vormittags von 9 bis 1 Uhr, mit 
a Ausnahme der Sonn: und Feſttage und der Kaſſen⸗ 
wird hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kennt⸗ reviſionstage, ausgereicht werden. 
niß gebracht, daß Unterſtützungsgeſuche der bezeichneten Die Zinsſcheine können bei der Kontrolle ſelbſt in 


Invaliden bei denjenigen Bezirks⸗Kommandos bezw. Empfang genommen oder durch die Reichsbankhauptſtellen 
Bezirks⸗Feldwebeln anzubringen find, in deren Bezirkſund Reichsbankſtellen, ſowie durch diejenigen Kaiſerlichen 
die Betreffenden wohnen. Derartige Geſuche werden Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich eine ſolche Bankanſtalt 
unter der Vorausſetzung, daß ein Lebenswandel des nicht befindet, bezogen werden. Wer die Empfangnahme 
Bittſtellers vorliegt, welcher dieſen einer Allerhöchſten bei der Kontrolle ſelbſt wünſcht, hat derſelben perſönlich 
Gnadenbewilligung nicht unwürdig erſcheinen läßt, nur oder durch einen Beauftragten die zur Abhebung der 
bei Erfüllung folgender Bedingungen: neuen Reihe berechtigenden Zinsſcheinanweiſungen mit 
a. einer durch Krankheit aufgehobenen oder verminder⸗ einem Verzeichniſſe zu übergeben, zu welchem Formu⸗ 
ten Erwerbsfähigkeit, welche eine Unterſtützungs⸗ lare ebenda unentgeltlich zu haben ſind. Genügt dem 
bedürftigkeit begründet, Einreicher eine numerirte Marke als Empfangsbeſchei⸗ 

b. den Nachweis von Thatſachen, welche die Ueber⸗ nigung, fo iſt das Verzeichniß einfach, wünſcht er eine 
zeugung von dem urſächlichen Zuſammenhang ausdrückliche Beſcheinigung, Io iſt es doppelt vorzulegen. 

Ausgegeben in Marienwerder den 21. Auguſt 1884. dek 
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In letzterem Falle erhält der Einreicher das eine weiſung zur Verhütung der Uebertragung anſteckender 
Exemplar mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen Krankheiten durch die Schulen, Folgendes: 
ſofort zurück. Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung Ueber die Schließung einer Schule auf dem Lande 
iſt bei der Ausreichung der neuen Zinsſcheine zurück- und in Städten, welche unter dem Landrath ſtehen, 
zugeben. hat der Landrath unter Zuziehung des Kreis⸗Phyſikus 

In Schriftwechſel kann die Kontrolle derfſzu entſcheiden. 
Staatspapiere ſich mit den Inhabern der Von jeder Schließung hat der Landrath dm 
Zinsſcheinanweiſungen nicht einlaſſen. Kreis⸗Schulinſpektor Mittheilung und der vorgeſetzten 

Wer die Zinsſcheine durch eine der oben genann⸗ Schulaufſichtsbehoͤrde Anzeige zu machen. 
ten Bankanſtalten oder Oberpoſtkaſſen beziehen will, hat In Städten, welche nicht unter einem Landrath 
derſelben die Anweiſungen mit einem doppelten Verzeich⸗ ehen, iſt über die Schließung der Schulen von dem 
niſſe einzureichen Das eine Verzeichniß wird mit einer Polizei. Verwalter des Orts nach Anhörung des Kreis⸗ 
Empfangsbeſcheinigung verſehen ſogleich zurückgegeben Phyſikus und des Vorſitzenden der Schul⸗Deputation zu 
und iſt bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder abzu⸗entſcheiden. Die Schließung iſt durch den Ortsſchul⸗ 
liefern. Formulare zu dieſen Verzeichniſſen find bei inſpektor zur Ausführung zu bringen und gleichzeitig 
den gedachten Ausreichungsſtellen unentgeltlich zu haben.] von derſelben der Schulaufſichtsbehörde Anzeige zu ere 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen bedarf ſtatten. 
es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, Ew. Hochwohlgeboren erſuchen wir ergebenſt, das 
wenn die Zinsſcheinanweiſungen abhanden gekommen in medizinal⸗ polizeilicher Hinſicht zur Durchführung 
ſind, in dieſem Falle ſind die Schuldverſchreibungen der getroffenen Anordnungen Erforderliche gefälligſt zu 
an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der veranlaſſen. 
genannten Bankanſtalten und Oberpoſtkaſſen mittels Die Provinzial⸗Schul⸗Behörden haben Abſchrift 
beſonderer Eingabe einzureichen. dieſer Verfügung und ihrer Anlage erhalten. 

Berlin, den 11. Auguſt 1884. Berlin, den 14. Juli 1884. 

Reichsſchuldenverwaltung. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ u. Medizinal« 
Hering. Angelegenheiten. 

von Goßler. 
Der Miniſter des Innern. 

In Vertretung: 

Herrfurth. 


Bekanntmachungen auf Grund des Reichs 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. 


3) Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie 5) Anweiſung 

vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur öffentlichen zur Verhütung der Uebertragung anſteckender Krankheiten 
Kenntniß gebracht, daß das Flugblatt: „Verſprechen durch die Schulen. 

und Halten iſt zweierlei. Ein Wort an die 1. Zu den Krankheiten, welche vermöge ihrer | 
Reichstagswähler der Münchener Wahlkreiſe“ — gemäß Anſteckungsfähigkeit beſondere Vorſchriften für die Schulen 

§ 11 des gedachten Geſetzes Seitens der unterzeichneten |nöthig machen, gehören: 

Landespolizeibehoͤrde verboten worden iſt. a. Cholera, Ruhr, Maſern, Rötheln, Scharlach, Diph⸗ 
München, den 5. Auguſt 1884. therie, Pocken, Flecktyphus und Rückfallsfieber, 
Königliche Regierung von Oberbayern, Kammer des b. Unterleibstyphus, kontagiöſe Augenentzündung, 

Innern. Krätze und Keuchhuſten, der letztere, ſobald und 
In Vertretung: ſo lange er krampfartig auftritt. 
von Braunwart. 2. Kinder, welche an einer in Nr. la oder b 
f genannten 9 Krankheit leiden, ſind vom Be⸗ 
ſuche der Schule auszuſchließen. 
ENEE und ebe e der 3. Das Gleiche gilt von geſunden Kindern, wenn 
EOUINAFGLIDENDEDEN- in dem Hausſtande, welchem fie angehören, ein Fall 
4) Zur Beſeitigung von Zweifeln in Betreff der der in Nr. 1a genannten anſteckenden Krankheiten vor⸗ 
Schließung von Schulen bei anſteckenden Krankheiten kommt, es müßte denn aͤrztlich beſcheinigt ſein, daß das 
beſtimmen wir unter Verweiſung auf die Vorſchriften Schulkind durch ausreichende Abſonderung vor der 
in § 14 des durch die Allerhoͤchſte Ordre vom 8. Auguſt Gefahr der Anſteckung geſchützt iſt. 
1835 genehmigten Regulativs über die ſanitätspolizei⸗ 4. Kinder, welche gemäß Nr. 2 oder 3 vom 
lichen Vorſchriften — G.⸗S. S. 240 — und auf das Schulbeſuch ausgeſchloſſen worden find, dürfen zu dem⸗ 
Gutachten der Abtheilung für die Medizinal⸗Angelegen⸗ ſelben erſt dann wieder zugelaſſen werden, wenn ent 
heiten im Miniſterium der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten weder die Gefahr der Anſteckung nach ärztlicher Beſchei⸗ 
vom 26. Oktober 1866 — Central⸗Blatt für die ge⸗ nigung für befeitigt anzuſehen, oder die für den Verlauf 
ſammte Unterrichts⸗Verwaltung in Preußen, Jahrgang der Krankheit erfahrungsmäßig als Regel geltende Zeit 
1867 Seite 113 — ſowie unter Beifügung einer An⸗ abgelaufen iſt. 4 
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Als normale Krankheitsdauer gelten bei Scharlach Anordnung der Ortspolzeibehörde regelmäßig zu des⸗ 
und Pocken ſechs Wochen, bei Maſern und Nöthelntinfiziren. 
vier Wochen. Dieſe Vorſchrift gilt auch für die in Nr. 6 be⸗ 
Es iſt darauf zu achten, daß vor der Wieder- zeichneten Anſtalten und erſtreckt ſich für dieſe auf die 
zulaſſung zum Schulbeſuch das Kind und feine Kleidungs⸗ Wohnungs-, Arbeits⸗ und Schlafräume der Zöglinge. 
ſtücke gründlich gereinigt werden. 9. Ueber die Schließung von Schulen oder ein⸗ 
5. Für die Beobachtung der unter Nr. 2—4p zelnen Klaſſen derſelben wegen anſteckender Krankheiten 
gegebenen Vorſchriften iſt der Vorſteher der Schuleſhat der Landrath (Amtshauptmann) unter Zuziehung 
(Direktor, Rektor, Hauptlehrer, erſter Lehrer, Vor⸗ des Kreis⸗Phyſikus zu entſcheiden. Iſt Gefahr im 
ſteherin 2c.), bei einklaſſigen Schulen der Lehrer (Leh- Verzuge, jo können der Schulvorſtand (Kuratorium) und 
rerin) verantwortlich. Von jeder Ausſchließung eines die Ortspolizeibehörde auf Grund ärztlichen Gutachtens 
Kindes vom Schulbeſuche wegen anſteckender Krankheit die Schließung anordnen. Sie haben aber hiervon 
— Nr. 2 und 3 — iſt der Ortspolizeibehörde ſofortſſofort ihrer vorgeſetzten Behörde Anzeige zu machen. 
Anzeige zu machen. Außerdem ſind ſie verpflichtet, alle gefahrdrohenden 
6. Aus Penſionaten, Konvikten, Alumnaten und Krankheitsverhältniſſe, welche eine Schließung der Schule 


Internaten dürfen Zöglinge während der Dauer oder angezeigt erſcheinen laſſen, zur Kenntniß ihrer more 


: 2 e ; geſetzten Behörden zu bringen. 
unmittelbar nach dem Erlöſchen einer im Hauſe auf⸗ 10. Die Wiedereröffnung einer wegen anſtecken⸗ 


getretenen anſteckenden Krankheit nur dann in die Hei⸗ ; j 
math entlaſſen werden, wenn dies nach ärztlichem Gut⸗ der Krankheit geſchloſſenen Schule oder Schulklaſſe iſt 
e nur nach vorangegangener gründlicher Reinigung und 
achten ohne die Gefahr einer Uebertragung der Krank: Desinfektion des Schullokals zuläſſig. Sie darf nur 
heit geſchehen kann und alle vom Arzte etwa für nöthigſerfolgen auf Grund einer vom Landrath (Amtshaupt⸗ 
erachteten Vorſichtsmaßregeln beobachtet werden. Unter n ann) unter Zuziehung des Kreis⸗Phyſikus zu t ffen⸗ 
denselben Vorausſetzungen find die Zöglinge auf Ver⸗ den Anordnun ew? WEN geren Ze 
LE ihrer Eltern, Vormünder oder Pfleger zu ent: In Städten, welche nicht unter dem Landrath 
aſſen. (Amtshauptmann) ſtehen, tritt an die Stelle des letzte⸗ 
a 7. Wenn eine im Schulhauſe wohnhafte Perſonſren der Polizei⸗Verwalter des Orts. 
in eine der unter Nr. 1a und 1 b genannten, oder 11. Die vorſtehenden Vorſchriften Nr. 1—10 
eine außerhalb des Schulhauſes wohnhafte, aber zum finden auch auf private Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 
Hausſtande eines Lehrers der Schule gehörige Perſon Anſtalten einſchließlich der Kinderbewahranſtalten, Spiel⸗ 
in eine der unter Nr. 1a genannten Krankheiten ver⸗ſchulen, Warteſchulen, Kindergärten u. |. w. Anwendung. 
fällt, jo hat der Haushaltungs⸗Vorſtand hiervon ſofort Berlin, den 14. Juli 1884. 
dem Schulvorſtande (Kuratorium) und der Ortspolizei⸗ Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ u. Medizinal⸗ 


behörde Anzeige zu machen. Die letztere hat, wenn Angelegenheiten. 
möglich unter Zuziehung eines Arztes, für die thun⸗ von Goßler. 
lichſte Abſonderung des Kranken zu ſorgen und über Der Miniſter des Innern. 
die Lage der Sache, ſowie über die von ihr vorläufig In Vertretung: 
getroffenen Anordnungen dem Landrath (Amtshaupt⸗ Herrfurth. 


mann) Bericht zu erſtatten. Der Landrath (Amtshaupt⸗ 

mann) hat unter Zuziehung des Kreisphyſikus darüber 6) Unſere Verordnung vom 15. März 1877 (Amts⸗ 
zu entſcheiden, ob die Schule zu ſchließen oder welche blatt Seite 87), betreffend die Schließung der Schulen 
ſonſtige Anordnungen im Intereſſe der Geſundheitspflege im Falle anſteckender Krankheiten, wird hiermit auf⸗ 
zu treffen ſind. In Städten, welche nicht unter dem gehoben. Hinſichtlich des Verfahrens bei anſteckenden 
Landrath (Amtshauptmann) ſtehen, tritt an die Stelle Krankheiten und der Verhinderung einer Uebertragung 


des letzteren der Polizei⸗Verwalter des Orts. derſelben durch die Schulen verweiſen wir auf das 
Dieſe Vorſchrift gilt auch für die in Nr. 6 be⸗Reſkript der Herren Miniſter der geiſtlichen, Unter⸗ 
zeichneten Anſtalten. richte: und Medizinal⸗Angelegenheiten und des Innern 


\ 8. Sobald in dem Ort, wo die Schule ſich be⸗ vom 14. Juli cr., welches nebſt der dazu gehörigen 
findet, oder in ſeiner Nachbarſchaft mehrere Fälle einer Anweiſung zur Verhütung der Uebertragung der an⸗ 
anſteckenden Krankheit (Nr. 1) zur Kenntniß kommen, ſteckenden Krankheiten durch die Schule von demſelben 
haben Lehrer und Schulvorſtand ihr beſonderes Augen⸗ Tage, vorſtehend abgedruckt iſt und erwarten deſſen 
merk auf Reinhaltung des Schulgrundſtücks und aller ſtrikte Befolgung ſeitens der Schulinſpektoren und Lehrer. 


ſeiner Theile, ſowie auf gehörige Lüftung der Klaſſen⸗ Marienwerder, den 13. Auguſt 1884. 
räume zu richten. Inſonderheit ſind die Schulzimmer Königliche Regierung, f 
und die Bedürfnißanſtalten täglich ſorgſam zu reinigen. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Schulkindern darf dieſe Arbeit nicht übertragen werden. 7) Bekauntmachung. 


Die Schulzimmer ſind während der unterrichtsfreien Zeit Zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die An⸗ 
andauernd zu lüften, die Bedürfnißanſtalten nach der fertigung und Verzollung von Zündhölzern, vom 
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13. Mai 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 42) hat der Bundes⸗ zum Trocknen gebracht werden, müſſen ausreichend ven⸗ 
rath auf Grund des § 120 Abſatz 3 der Gewerbeord⸗ſtilirt fein. 


nung folgende 


In künſtlich erwärmten Trockenräumen darf die 


Veorſchriften über die in Anlagen, welche zur An⸗ Temperatur 35 Grad Celſius nicht überſteigen. In 
fertigung von Zündhölzern unter Verwendung jedem Trockenraume iſt ein Thermometer anzubringen, 
von weißem Phosphor dienen, zu treffenden Ein⸗ an welchem durch eine in die Augen fallende, von außen 


richtungen 
erlaſſen: 
H gg: 
richtungen: 
a) das Zubereiten der Zündmaſſe, 
b) das Betunken der Hölzer, 
e) das Trocknen der betunkten Holzer, 
d) das Abfüllen der Hölzer und ihre erſte Ver⸗ 


Für jede der nachfolgend bezeichneten Ver⸗ 


packung 
müſſen beſondere Räume vorhanden ſein. 


Dieſe Räume dürfen nur unter einander, nicht 
aber mit anderen Arbeitsräumen oder mit Wohn: und 
Geſchäftsräumen in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 
Es iſt indeſſen eine unmittelbare Verbindung des für 
das Betunken der Hölzer beſtimmten Raumes mit dem 
Einlegeraume, ſowie des für das Abfüllen und die erſte 
Verpackung der Hölzer beſtimmten Raumes mit den 
Lagerräumen für fertige Waare geſtattet. In jedem 
der bezeichneten Räume dürfen ausſchließlich diejenigen 
Arbeiten vorgenommen werden, für welche derſelbe be⸗ 
ſtimmt iſt; jedoch iſt es erlaubt, in den zum Betunken 
der Holzen beſtimmten Räumen (b) auch das Schwefeln 
und Paraffiniren der Holzer vorzunehmen. 


8 2. Die Räume, in welchen die im § 1 unter 
a, b, d bezeichneten Verrichtungen vorgenommen wer⸗ 
den, müſſen mindeſtens fünf Meter hoch, die Räume 
unter b und d feuerſicher abgedeckt, die Trockenräume 
(e) in ihrem ganzen Umfange feuerſicher hergeſtellt fein. 
Die Wände der Räume, in welchen die unter a, b, d 
bezeichneten Verrichtungen vorgenommen werden, müſſen 


wahrnehmbare Marke der höchſte zuläſſige Temperatur⸗ 
grad bezeichnet iſt. 

Das Beſchicken und Entleeren der Räume darf, 
ſofern dazu das Betreten der letzteren erforderlich iſt, 
nur ſtattfinden, wenn vorher mindeſtens eine halbe 
Stunde lang durch Oeffnen der Thüren und Fenſter 
oder durch beſondere Ventilationsvorrichtungen ein vol⸗ 
liger Luftwechſel hergeſtellt iſt. 

§ 6. Die Abfüllräume, und ſofern die erſte 
Verpackung der Hoͤlzer in beſonderen Räumen erfolgt, 
auch dieſe, müſſen ſo bemeſſen ſein, daß für jeden der 
darin beſchäftigten Arbeiter ein Luftraum von min⸗ 
deſtens 10 Kubikmeter vorhanden iſt. Die gedachten 
Näume müſſen mit Fenſtern, welche geöffnet werden 
können, und mit ausreichend wirkenden Ventilations⸗ 
einrichtungen verſehen ſein. 

§ 7. Die in $ 1 unter a, b, d bezeichneten 
Räume müſſen täglich nach Beendigung der Arbeit ges 
reinigt werden. Die dabei zu ſammelnden Abfälle ſind 
ſofort nach beendigter Reinigung der Räume zu ver⸗ 
brennen. 

8 8. Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß 
die Arbeiter, welche in den im § 1 a bis d bezeichneten 
Räumen beſchäftigt ſind, einen beſonderen Oberanzug 
oder eine auch den Oberkörper deckende Schürze tragen, 
und daß dieſelben dieſe Kleidungsſtücke jedesmal beim 
Verlaſſen der Arbeitsräume in einem beſonderen, getrennt 
von den letzteren herzurichtenden Raum ablegen und 
zurücklaſſen. In dieſem Raume müſſen abgeſonderte 
Behälter zum Aufhängen der Arbeitsanzüge und der 
gewöhnlichen Kleidungsſtücke, welche vor Beginn der 


mit einem Anſtrich von Kalkmilch verſehen ſein, welcher Arbeit abgelegt werden, vorhanden ſein. 


mindeſtens einmal halbjährlich zu erneuern iſt, nachdem § 9. Der Arbeitgeber darf nicht geſtatten, daß 
der frühere Anſtrich gut abgerieben iſt. die Arbeiter Nahrungsmittel in die Arbeitsräume mit⸗ 
8 3. Die Räume, in welchen Zündmaſſe bereitet|bringen oder in denſelben verzehren. Er hat dafür zu 
wird, müſſen fo eingerichtet fein, daß ein beſtändiger ſorgen, daß das Einnehmen der Mahlzeiten nur in 
Luftwechſel ſtattfindet, welcher ausreicht, um entſtehende Räumen geſchieht, welche von den Arbeitsräumen, ſowie 
Phosphordämpfe ſofort abzuführen. von den An⸗ und Auskleideräumen vollſtändig getrennt 
Die Bereitung der Zündmaſſe darf nur in luft ſind. Auch müſſen außerhalb der Arbeitsräume Bor: 
dicht geſchloſſenen Gefäßen ſtattfinden, deren Füllöffnungſrichtungen zum Erwärmen der Speiſen vorhanden fein. 
ſo einzurichten iſt, daß ſie zugleich als Sicherheitsventil § 10. Außerhalb der Arbeitsräume, aber in 
wirkt. unmittelbarer Nähe derſelben, müſſen für die Zahl der 
Gefäße, in welchen Zündmaſſe enthalten iſt, darin beſchäftigten Arbeiter ausreichende Waſcheinrich⸗ 
müſſen ſtets gut bedeckt gehalten werden. tungen angebracht und Gefäße zum Zwecke des Mund⸗ 
8 4. Das Betunken der Hölzer muß mittelſt[ausſpülens in genügender Anzahl aufgeſtellt ſein. 
ſolcher Vorrichtungen geſchehen, welche das Eindringen § 11. Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß 
der Phosphordämpfe in die Arbeitsräume ausſchließen. die Arbeiter vor dem Einnehmen der Mahlzeiten, ſowie 
Wird erwärmte Tunkmaſſe verwendet, jo dürfen vor dem Verlaſſen der Fabrik ſich die Hände gründlich 
zum Betunken nur Vorrichtungen benutzt werden, welche reinigen, den Mund mit Waſſer ausſpülen und die 
für dieſen Zweck von der höheren Verwallungsbehörde während der Arbeit benutzten Oberkleider oder Schürzen 
beſonders genehmigt ſind. ablegen. 
9 5. Die Räume, in welche betunkte Hoͤlzer $ 12. Der Arbeitgeber darf in den im § 1 
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unter a bis b bezeichneten Räumen nur Perſonen zur § 18. Auf die zur Zeit des Erlaſſes dieſer Vor⸗ 
Beſchäftigung zulaſſen, welche eine Beſcheinigung eines ſchriften beſtehenden Betriebe finden die Beſtimmungen 
approbirten Arztes darüber beibringen, daß fie nicht an der Së 1, 2, 3 Abſatz 2 und 8 6 erſt nach Ablauf 
der Phosphornekroſe leiden und vermöge ihrer Körper⸗ von zwei Jahren nach dem Jukrafttreten des Geſetzes 
beſchaffenheit der Gefahr, von dieſer Krankheit befallen vom 13. Mai 1884 Anwendung. 
zu werden, nicht in beſonderem Maße ausgeſetzt find. Für Anlagen, welche zur Zeit des Erlaſſes dieſer 
Die Beſcheinigungen find zu ſammeln, aufzube⸗Vorſchriften im Betriebe ſtanden, können Ausnahmen 
wahren und den Auſſichtsbeamten ($ 139 b der Ge⸗ von den Vorſchriften des $ 1 und des § 2 Satz 1 durch 
werbeordnung) auf Verlangen vorzulegen. den Bundesrath zugelaſſen werden, wenn nach den bis⸗ 
§ 13. Der Arbeitgeber hat die Ueberwachung des herigen Erfahrungen anzunehmen iſt, daß durch die vor⸗ 
Geſundheitszuſtandes der von ihm beſchäftigten Arbeiter handenen Einrichtungen ein gefahrloſer Ve trieb ſicher 
einem, dem Aufſichtsbeamten (§ 139 b der Gewerbe⸗ geſtellt wird. 


ordnung) namhaft zu machenden approbirten Arzte zu Berlin, den 11. Juli 1884. 
übertragen, welcher im Laufe des erſten Jahres nach Der Reichskanzler. 
Inkrafttreten dieſer Vorſchriften monatlich, ſpäter viertel⸗ In Vertretung: 
jährlich mindeſtens einmal eine Unterſuchung der Ar⸗ v. Bötticher. 
beiter vorzunehmen und den Arheitgeber von jedem er⸗ — 
mittelten Falle einer Erkrankung an Phosphornekroſe Vorſtehende Anordnungen des Bundesraths bringe 
in Kenntniß zu ſetzen hat. ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß. 
Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, von jeder unter Marienwerder, den 9. Auguſt 1884. 
den Arbeitern vorkommenden Erkrankung an Phosphor⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 


nekroſe, ſobald er durch den Fabrikarzt oder auf anderes) Des Königs Majeſtät haben mittels Allerhöchſter 
Weiſe davon Kenntniß erhält, dem Aufſichtsbeamten[ Ordre vom 27. Juni d. J. zu genehmigen geruht, daß 
ſchriftliche Anzeige zu erſtatten. Er darf an derſzur Abhülfe der dringendſten Nothſtände der evange⸗ 
Phosphornekroſe erkrankte Arbeiter nicht ferner in den liſchen Landeskirche in den alten Landestheilen in dieſem 
im § 1 a bis d bezeichneten Räumen beſchäftigen. Jahre in den evangeliſchen Haushaltungen der Pro⸗ 

§ 14. Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, zur Kon⸗ otmen Oft: und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, 
trolle über den Wechſel und Verbleib der Arbeiter ein Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtfalen und Rheinland 
Buch zu führen, welches Vor⸗ und Zunamen, Alter, durch kirchliche Organe eine Haus ⸗Kollekte abgehalten 
Wohnort, ſowie den Tag des Ein- und Ausiritts jedes werde. Dieſe Haus⸗Kollekte ſoll, nachdem für eine zu 
Arbeiters enthalten muß. In dieſes Kontrolbuch Hat|gleihem Zwecke Allerhöchſten Orts bewilligte Kirchen⸗ 
der Fabrikarzt das Ergebniß feiner Unterſuchungen und Kollekte der 5. Oktober d. J. beſtimmt worden iſt, in 
den Tag der letzteren einzutragen. Daſſelbe iſt dem der auf dieſen Tag folgenden Zeit abgehalten werden. 
Aufſichtsbeamten (8 139 b der Gewerbeordnung) auf Indem ich Vorſtehendes zur öffentlichen Kenntniz 
Verlangen vorzulegen. bringe, weiſe ich die Polizei⸗Behörden des Regierungs⸗ 

§ 15. In jedem Arbeitsraume muß eine Ab- bezirkes hierdurch an, dem Unternehmen in geeigneter 
ſchrift oder ein Abdruck des § 2 des Geſetzes vom Weiſe förderlich zu fein und insbeſondere die erforder⸗ 
13. Mai 1884 und der 88 1 bis 14 dieſer Vorſchriften, lichen Vorkehrungen zu treffen, damit die durch kirch⸗ 
ſowie eine Anweiſung für die in dem betreffenden liche Organe zu bewirkende Hauskollekte kein Hinderniß 


Raume beſchäftigten Arbeiter an einer in die Augen finde. d 
fallenden Stelle aushängen. Ein Exemplar dieſer An: Marienwerder, den 13. Auguſt 1884. 

weiſung iſt jedem Arbeiter, welcher in den im § 1 Der Regierungs⸗Präſident. 

unter a bis d bezeichneten Räumen beſchäftigt werden 9) Wekauntmachung. 

ſoll, einzuhändigen. In Niekosken im Kreiſe Czarnikau wird am 


§ 16. Neue Anlagen, in welchen Zündhölzer 13. d. Mts. eine mit der Poſtagentur daſelbſt ver⸗ 
unter Verwendung von weißem Phosphor angefertigt einigte Telegraphenbetriebsſtelle eröffnet. 


werden ſollen, "dürfen erſt in Vetrieb geſetzt werden, Bromberg, den 12. Auguſt 1884. Al 
nachdem ihre Errichtung dem zuſtändigen Aufſichts⸗ Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 

beamten (8 139 b der Gewerbeordnung) angezeigt Hirſch. 

worden iſt. Der letztere hat nach Empfang dieſer An⸗10) Bekanntmachung. 

zeige ſchleunigſt durch perſönliche Reviſion feſtzuſtellen, Mit den Ortspoſtanſtalten vereinigte Telegraphen⸗ 
ob die Einrichtung der Anlage den erlaſſenen Vorſchrif-anſtalten mit Fernſprechbetrieb werden eröffnet: dë 
ten entſpricht. am 20. Auguſt in Gottſchalk Kreis Graudenz und 


§ 17. Im Falle der Zuwiderhandlung gegen am 1. September in Swaroſchin Kreis Pr. Star⸗ 
$ 1 des Geſetzes vom 18. Mai 1884 und gegen die gard. 
28 1 bis 16 dieſer Vorſchriften kann die Polizeibehörde Danzig, den 15. Auguſt 1884. 
die Einſtellung des Betriebes bis zur Herſtellung des Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor 
vorſchriſtsmäßigen Zustandes anordnen. Reiſewitz. 


e 
ei 


11 
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) Am 18. d. Mts. wird in Brotzen bei Tempel⸗ 


burg eine Telegraphen⸗Betriebsſtelle mit Fernſprecher 
in Verbindung mit der Orts⸗Poſtanſtalt eröffnet. 


12 


3. 


er 


Cöslin, den 16. Auguſt 1884. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 


) Ausweiſung von Ausläudern aus dem 
Neichsgebiete. 


a. Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 


Anton Dreiſel, Arbeiter (Schuhmacher), geboren 


am 1. April 1855 zu Ober⸗Drzewitz, Bezirk 
Königgrätz, Böhmen, ebendaſelbſt ortsangehörig, 
wegen ſchweren Diebſtahls (2 Jahre Zuchthaus 
laut Erkenntniß vom 7. Juli 1882), von dem 
Königlich preuß. Negierungs⸗Präſidenten zu Bres⸗ 
lau, vom 7. Juli d. IJ 


Elias Moſes Magneſcheff, früher Kürſchner, 


ſpäter Kolporteur, angeblich geboren am 8. April 
1853 zu Szrensk, Gouvernement Plock, Ruſſiſch⸗ 
Polen, ruſſiſcher Staatsangehöriger, zuletzt wohn⸗ 
haft in Dresden, wegen ſchweren und einfachen 
Diebſtahls im wiederholten Rückfalle (3 Jahre 
Zuchthaus laut Erkenntniß vom 5. Juli 1881), 
von der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft 
Dresden, vom 6. Juni d. J. 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


Elias Mahler, Privatlehrer, geb. am 3. Auguſt 
1851 in Stanislau, Oeſterreichiſch⸗Galizien, eben⸗ 
daſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Potsdam, vom 23. Juli d. J. 
„Joachim Reichel, Fleiſchhauer, geb. am 20. Juni 
1852 zu Wieſenberg, Bezirk Olmütz, Mähren, 
ortsangehörig in Spieglitz, ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens, Bettelns und Fälſchung von Legiti⸗ 
mationspapieren, von der Königlich preuß. Land⸗ 
droſtei zu Stade, vom 16. Juni d. J. 


Johann Bierli (Bjely), Drahtbinder, geboren 


am 22. Auguſt 1859 zu Neszluſa, Komitat 
Trencſin, Ungarn, ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen 
Landſtreichens, Führung falſchen Namens, Ge: 


10. 


11. 


12. 


13. 


13) 


Johanne 


wangen, Bayern, ortsangehörig in Gravenhage (im 
Haag), Niederlande, wegen Bettelns im wiederhol⸗ 
ten Rückfalle, von der Königlich preuß. Regierung 
zu Wiesbaden, vom 19. Juni d. J. 

Marie Kunzmann, Handarbeiterin, 
geboren am 3. Juni 1846 zu Sauerſack, Bezirk 
Graslitz, Boͤhmen, ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen 
Landſtreichens und unerlaubter Rückkehr, von der 
Königl. ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Zwickau, 
vom 7. Juni d. J. 

Franz Schubert, Maurer und Fabrikſpinner, 
geb. 1845 zu Probſtau, Bezirk Teplitz, Böhmen, 
ortsangehörig in Weißkirchlitz, ebendaſelbſt, wegen 
Bettelns im wiederholten Nüdfalle, von der Kö⸗ 
niglich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Zwickau, 
vom 7. Juli d. J. 

Heinrich Gned, Kellner, geb. am 4. März 1857 
in Komotau, Böhmen, ebendaſelbſt ortsangehoͤrig, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Groß⸗ 
herzoglich ſächſiſchen Direktor des V. Verwaltungs⸗ 
bezirks zu Neuſtadt a. d. Orla, vom 1. Juli d. J. 
Jeannette Wieré, Dienſtmagd, geb. am 16. Fe⸗ 
bruar 1853 zu Ge-fur-Saöne, Frankreich, eben⸗ 
daſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens, vom 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
un de 

Michel Jaſchwitz, ohne Stand, Alter unbekannt, 
geboren zu Suwalki, Ruſſiſch⸗Polen, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu 
Metz, vom 2. Juli d. J. 


. Albert Frotey, Kaufmann, geb. am 12. Oktober 


1867 zu Levallois⸗Peret, Kreis St. Denis, Frank⸗ 
reich, ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtrei⸗ 
chens, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, 
vom 26. Juli d. J. 


Franz Tiemer, ohne Stand, 31 Jahre alt, op: 


geblich geboren in der Schweiz und ſchweizeriſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und Bet⸗ 
telns, vom Kaiſerl. Bezirs⸗Präſidenten zu Metz, 
vom 28. Juli d. J. 

Perſonal⸗Chronik. 


Der Bäckermeiſter A. Hückel iſt zum Rathmann 


7 D 


brauchs falſcher Legitimationspapiere und mwegen|der Stadt Vandsburg an Stelle des ausgeſchiedenen 
Betrugsverſuchs, von der Königlich preuß. Land⸗Stadtälteſten Mielke gewählt und als ſolcher beſtätigt 
droſtei Lüneburg, vom 23. Juli d. J. worden. 

Abraham Adamski, Schuhmacher, angeblich Die Wiederwahl des Kaufmanns Eduard Jacoby 
40 Jahre alt, geboren und ortsangehörig in Sta- und des Zimmermeiſters Auguſt Hildedrandt zu 
wisczi, Ruſſiſch⸗Polen, wegen Landſtreichens undſunbeſoldeten Rathmännern der Stadt Chriſtburg iſt be⸗ 
Bettelns, von der Königlich preuß. Regierung zufſtätigt. 

Caſſel, vom 18. Juni d. J. An Stelle des Bureaugehilfen Quaſt iſt der 
Abraham Markowsky, Seiler, 28 Jahre alt, Gerichtsſchreiber Sekretär Koglin zu Dt. Krone zum 
geboren und ortsangehörig in Lomza, Ruſſiſch⸗ſtändigen Vertreter des Amtsanwalts bei dem Koͤnig⸗ 
Polen, wegen Landſtreichens und Bettelns, von lichen Amtsgericht daſelbſt in Behinderungsfällen beſtellt 
der Königlich preuß. Regierung zu Caſſel, vom worden. 

8. Juni d. J. Der ordentliche Lehrer Schweiger am Real⸗ 
Johann Michael Schumann, Meßger, geb. amſprogymnaſium zu Marienwerder iſt am 29. Mai er. 

10. Oktober 1851 zu Sommersdorf, Bezirk Feucht ⸗Iverſtorben. 
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Der bisherige Förſter Bartel zu Schönberg in 
der Oberförſterei Zanderbrück iſt Seitens des Herrn 
Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
zum Hegemeiſter ernannt und demſelben die bisher 
von ihm interimiſtiſch verwaltete Hegemeiſterſtelle Schön⸗ 
berg definitiv übertragen worden. 


Der bisherige Förſter Meyer zu Neuhakenberg 
in der Oberförſterei Rehhof iſt Seitens des Herrn 
Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
zum Hegemeiſter ernannt und demſelben die bisher von 
ihm interimiſtiſch verwaltete Hegemeiſterſtelle zu Neu⸗ 
hakenberg definitiv übertragen worden. 


14) Erledigte Schulſtellen. 


Die Schullehrerſtelle zu Stangendorf wird zum 
1. Oktober cr. erledigt. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter 
Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Herrn Haſemann zu Marienwerder zu 
melden, 

Die Schullehrerſtelle zu Nawra wird zum 1. Ok⸗ 
tober cr. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche 
ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Ein⸗ 
ſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Herrn Rittergutsbeſitzer 
von Sczaniecki zu Nawra bei Kulmſee zu melden. 

Die Befähigung, eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
forderlich. 


Beggen, deg eegene, gemet 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nro. 34.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierun 


g. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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